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Abkürzungsverzeichnis

BSV Bundesamt für Sozialversicherungen
BAG Bundesamt für Gesundheit
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
WHO World Health Organization
AIDS Acquired Immune Deficiency Syndrome
HIV Humanes Immundefizienz-Virus
EG Europäische Gemeinschaft
EKA Eidgenössische Ausländerkomission
AHS Aids-Hilfe Schweiz
IKS Interkantonale Kontrollstelle für Heilmittel
SRK Schweizerisches Rotes Kreuz

OFAS Office fédéral des assurances sociales
OFSP Office fédéral de la santé publique
DFI Département fédéral de l'intérieur
OMS Organisation mondiale de la Santé
SIDA Syndrome de l'immunodéficience acquise
VIH Virus de l'immunodéficience humaine
CE Communauté européenne
CFE Commission  fédérale des étrangères
ASS Aide Suisse contre le Sida
OICM Office intercantonal de contrôle des médicaments
CRS Croix-Rouge suisse
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Epidemien

Da der AIDS-Forschung kurzfristig der finanzielle Kollaps drohte, sprach der Bundesrat
einen Zusatzkredit von CHF 5 Mio. und beschloss, für 1991 das Forschungsbudget
ebenfalls um CHF 5 Mio. auf CHF 8 Mio. zu erhöhen und die AIDS-Forschung analog der
Krebsforschung in seine Botschaft über die Förderung der wissenschaftlichen
Forschung 1992 bis 1995 zu integrieren. Mit dem Argument der wissenschaftlichen
Relevanz begründete Bundesrat Cotti auch die Teilnahme der Schweiz an der
Internationalen AIDS-Konferenz in San Francisco. Das BAG hatte vorgehabt, die
Konferenz – gleich wie die EG-Länder – zu boykottieren, um so gegen die restriktive
Einreisepolitik der USA gegenüber AIDS-Kranken zu protestieren. Diesen Entscheid
hatte das BAG allerdings ohne Rücksprache mit dem Departementsvorsteher getroffen;
dieser zeigte sich erstaunt ob dem Vorgehen des BAG und betonte vor dem Nationalrat,
dass in derartigen Fällen nur ihm allein die Entscheidungskompetenz zustehe. Wie weit
dieser Vorfall zum Rücktritt von BAG-Direktor Beat Roos beitrug, wurde nicht publik. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.06.1990
MARIANNE BENTELI

Zur besseren Aufklärung der bei uns lebenden Ausländer legten die Eidgenössische
Kommission für Ausländerfragen (EKA) und das BAG gemeinsam eine neue AIDS-
Informationsbroschüre in 14 Sprachen auf, um möglichst vielen fremdsprachigen
Bevölkerungsgruppen die grundlegenden Kenntnisse zur AIDS-Prävention in ihrer
Muttersprache näherzubringen. Zudem lancierte das BAG zusammen mit der AIDS-Hilfe
Schweiz (AHS) drei auf die jeweiligen kulturellen und religiösen Bedürfnisse
abgestimmte Kampagnen zur gezielten Information der türkischen, spanischen und
portugiesischen Bevölkerungsgruppen in unserem Land. 2

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 05.04.1991
MARIANNE BENTELI

Das Schweizerische Rote Kreuz (SRK) und sein Blutspendedienst übernahmen die
Mitverantwortung für die rund 200 bis 300 Bluter und Transfusionsempfänger, die
durch HIV-verseuchte Blutkonserven mit dem Virus angesteckt worden sind. Zusätzlich
zum bestehenden Notfall-Fonds wurden Rückstellungen von CHF 1 Mio. für AIDS-
Betroffene getätigt. Das SRK betonte, dass sich in der Schweiz im Vergleich zum
Ausland bedeutend weniger HIV-Infektionen auf diesem Weg ereignet hätten. Ein
Grossteil der Infizierungen sei vor Mitte 1985 erfolgt, zu einem Zeitpunkt also, da noch
keine Möglichkeit bestand, sämtliche Blutspenden auf eine eventuelle HIV-Positivität
hin zu kontrollieren. 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 25.11.1991
MARIANNE BENTELI

Die Weltgesundheitsorganisation WHO bezeichnete die Schweizer AIDS-Prävention als
sehr erfolgreich. Dank intensivierter Aufklärung habe sich der Gebrauch von Kondomen
stark erhöht, bei den Jugendlichen beispielsweise von 17 auf 73 Prozent. Zudem sei es
gelungen, nicht nur die Risikogruppen, sondern auch die breite Bevölkerung
anzusprechen. Besonderes Lob erhielt dabei die Stop-Aids-Informationskampagne des
BAG und der «Aids Hilfe Schweiz» (AHS). Als weltweit einmalig bezeichneten die
Fachleute die fortgesetzte Evaluation aller präventiven Massnahmen, deren Auswertung
und Einbezug in neue Kampagnen. Anlass zur Kritik gaben hingegen die föderalistischen
Strukturen, welche die Umsetzung der Prävention insbesondere im Bereich der
Drogenpolitik teilweise behinderten. 4

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 23.06.1992
MARIANNE BENTELI

Noch bevor konkrete Zahlen aus dem «Look-back» vorlagen, stellte das SRK den neu
gegründeten AIDS-Solidaritätsfonds vor, der mit einem Aufpreis von knapp 5 Prozent
auf Blutkonserven finanziert wird. Laut dem Fonds-Reglement erhält Beiträge, wer
erwiesenermassen mit dem AIDS-Virus infizierte Blut- oder Plasmapräparate des SRK-
Blutspendedienstes erhalten hat, indirekt durch einen Empfänger eines infizierten
Präparates angesteckt wurde oder gegenüber einer direkt oder indirekt angesteckten
Person unterhaltspflichtig ist. Die SRK-Beiträge sollen den Betroffenen in Ergänzung zu
Versicherungs- und Fürsorgeleistungen die Weiterführung eines menschenwürdigen
Lebens ermöglichen. Die SRK-Entschädigungen werden ohne Rechtspflicht im Sinne

ANDERES
DATUM: 27.03.1993
MARIANNE BENTELI
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einer sozialen Massnahme erbracht. 5

Erste Resultate der Ende des Vorjahres vom SRK angekündigten «Look-back»-Studie
zur Ermittlung jener Personen, die vor 1985 durch eine verseuchte Blutkonserve mit
dem HI-Virus kontaminiert wurden, zeigten, dass von den zwei Millionen
Bluttransfusionseinheiten, die den Schweizer Spitälern zwischen 1982 und 1985
ausgeliefert wurden, 303 eventuell HIV-verseucht waren, wobei vorerst unklar blieb, wie
viele von ihnen an Patienten abgegeben wurden. Zudem hatte das SRK im gleichen
Zeitraum über 80 möglicherweise HIV-infizierte Blutkonserven nach New York,
Griechenland und Saudiarabien exportiert. Im Spätsommer 1993 gestand das SRK
erstmals ein, noch während zehn Monaten nach der Einführung eines zuverlässigen
AIDS-Tests unkontrollierte Blutpräparate abgegeben zu haben. Das SRK schloss nicht
aus, dass von den zwischen Juli 1985 und April 1986 ausgelieferten 5800 Fläschchen mit
Gerinnungspräparaten unter Umständen rund tausend mit dem HI-Virus kontaminiert
gewesen seien. Es begründete sein damaliges Vorgehen mit einem drohenden
Versorgungsengpass bei den für Hämophile lebenswichtigen Produkten. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.04.1993
MARIANNE BENTELI

Derartige freiwillige Tests geben laut BAG nur unzureichende Angaben über die
Ausbreitung des HIV in der Allgemeinbevölkerung. Auf seinen Antrag setzte der
Bundesrat im Spätsommer 1993 eine Verordnung in Kraft, welche inskünftig anonyme
Massentests in ausgewählten Spitälern der Schweiz zulässt. Diese Tests werden
ausschliesslich mit Blutproben durchgeführt, die Patientinnen und Patienten zu
anderen medizinischen Zwecken entnommen werden. Die Proben werden anonymisiert
und von vorgegebenen Teststellen – die mit den Entnahmestellen nicht identisch sein
dürfen – auf HIV untersucht. Aus Datenschutzgründen kann keine getestete Person über
ein allfällig positives Resultat in Kenntnis gesetzt werden. Patientinnen und Patienten
haben das Recht, die Teilnahme am Test zu verweigern. Von diesen Massentests
verspricht sich das BAG wertvolle Hinweise auf die Entwicklung der HIV-Infektion in der
Bevölkerung, welche erlauben würden, auf mögliche Veränderungen durch gezielte
Präventionsmassnahmen zu reagieren. Die AIDS-Hilfe Schweiz und der Dachverband
«People with AIDS» kritisierten demgegenüber, in der Prävention dringend benötigte
Mittel würden so für statistische Untersuchungen ausgegeben, deren Resultate durch
die freiwilligen Tests tendenziell bereits bekannt seien. 7

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 07.07.1993
MARIANNE BENTELI

Die noch von Bundesrat Cotti als Vorsteher des EDI eingesetzte Arbeitsgruppe «Blut
und AIDS» legte anfangs 1994 ihren Bericht vor. Sie attestierte den involvierten
Bundesämtern zwar, bei den nach 1984 erfolgten HIV-Infektionen durch verseuchte
Blutpräparate keine groben Pflichtverletzungen, Unterlassungen oder fachlichen Fehler
begangen zu haben, stellte aber dennoch gewisse Mängel fest. Das Schweizerische Rote
Kreuz (SRK) musste sich hingegen eine scharfe Rüge gefallen lassen. Der Bericht führte
aus, dass das Verhalten des Zentrallaboratoriums, welches noch nach 1985
möglicherweise verseuchte Blutpräparate weiter vertrieb, gegen die medizinisch-
ethischen Regeln verstossen habe und zudem rechtswidrig gewesen sei. Aufgrund ihrer
Feststellungen kam die Arbeitsgruppe zum Schluss, das Bluttranfusionswesen müsse
neu organisiert werden. Die extreme Verzettelung der Kompetenzen zwischen BAG,
BSV, IKS und SRK führe zu Unsicherheiten, Überschneidungen und vor allem zu
Verzögerungen. Das Bluttranfusionswesen sei deshalb einer einzigen Instanz
unterzuordnen, die Kontrollbehörde wäre und auch Entscheidungen in Grundsatzfragen
zu treffen hätte.
Die festgestellten Mängel betreffen aber nicht nur die Blutprodukte, sondern die
Heilmittel im allgemeinen, bei deren Kontrolle die gleiche Aufsplitterung der
Verantwortlichkeiten herrscht wie im Blutspendewesen. Die Arbeitsgruppe verlangte
deshalb, dass auch die Heilmittel einer einzigen Behörde unterstellt werden, was eine
Abschaffung des Interkantonalen Konkordates und der IKS bedeuten würde.

Als Folge der schweren Vorwürfe reorganisierte das SRK seinen Blutspendedienst. Ab
1996 sollen die Blutspenden nur noch in wenigen Zentren getestet und
weiterverarbeitet werden. 8

BERICHT
DATUM: 24.02.1994
MARIANNE BENTELI
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Mitte Mai 2014 wurde die neue AIDS Kampagne des BAG "Love life - und bereue nichts"
lanciert. Die Kampagne wurde unter der Federführung des BAG zusammen mit der
"Aids-Hilfe Schweiz" und "Sexuelle Gesundheit Schweiz" organisiert und setzte den
Schwerpunkt auf die Selbstverantwortung im Sexualleben, wobei die bewährten Safer-
Sex Regeln als Botschaften im Zentrum standen. Mit der Ankündigung der Kampagne
organisierte das BAG ein Casting, um Paare mit einer "originellen Vorstellung eines
verantwortungsvollen Umgangs mit der Sexualität" zu finden. Die Paare sollten Teil der
Kampagne werden und auf Plakaten abgebildet werden.
Der Aufruf war sowohl erfolg- wie auch folgenreich: Die in einschlägigen Positionen
abgebildeten Paare, sowohl hetero-, als auch homosexuelle, entfalteten eine womöglich
unerwartet grosse Wirkung. Die provokativen Sujets waren ein gefundenes Fressen für
die Medien und riefen zahlreiche Kritiker aus Politik und Gesellschaft auf den Plan.
Wertkonservative Parteien, aber auch Kirchen – die Schweizerische Evangelische Allianz
wollte die Kampagne mittels Petition stoppen – und besorgte Elternorganisationen
taten ihren Unmut öffentlich kund. Die Kampagne wurde als skandalös und
pornografisch bezeichnet und es sei unhaltbar für ein Bundesamt, solche Szenen zu
verbreiten. Mit einer Motion von Siebenthal (svp, BE) wurde gar die Einstellung der
Kampagne gefordert. Das BAG versuchte die Wogen zu glätten. So entgegnete Direktor
Pascal Strupler in der NZZ, dass es sich keineswegs um Pornografie handle, sondern
versucht werde, statt mit Ängsten mit "positiven Assoziationen wie Lebenslust und
Leidenschaft zu operieren."
Höhepunkt der Schelte war eine ans Bundesverwaltungsgericht gelangende Beschwerde
von 35 Kindern und Jugendlichen sowie deren Eltern, die unter anderem von der
christlich ausgerichteten Stiftung Zukunft CH unterstützt wurden. Diese wurde Anfang
Oktober vom Bundesverwaltungsgericht abgewiesen. Das BAG musste seine Kampagne,
die zirka CHF 2 Mio. kostete, somit nicht einstellen. 9

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.05.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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